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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 11/2714 — 


Vierter Immissionsschutzbericht der Bundesregierung 


zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. Knabe, Brauer 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/3179 — 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 11/2714 — 


Vierter Immissionsschutzbericht der Bundesregierung 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

nach Kenntnisnahme des Berichtes der Bundesregierung — Drucksache 11/2714 — 
I. die folgende Entschließung anzunehmen: 

„1. Der Deutsche Bundestag begrüßt nachdrücklich die von der Bundesregie- 
rung initüerten und durchgesetzten Erfolge der letzten Jahre auf den Gebie- 
ten der Luftreinhaltung, der Anlagensicherheit und der Lärmbekämpfung. 
Der Vierte Immissionsschutzbericht macht deutlich, daß es inzwischen ge- 
lungen ist, ein breites Schadstoffspektrum und eine erhebliche Zahl vorran- 
giger Schadstoff quellen zu erfassen und die Belastung der Luft nachhaltig zu 
verbessern. Dies gilt insbesondere für: 
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— die scharfen Anforderungen der Großfeuerungsanlagen- Verordnung und 
der TA Luft 1986, die unter erstmaliger Einbeziehung eines Vorsorgekon- 
zeptes für Altanlagen und mit erheblichen investiven Anstrengungen der 
Wirtschaft zu einem deutlichen, bereits heute spürbaren Rückgang ins- 
besondere der Schwefeldioxidemissionen und der anlagenbezogenen 
Stickoxidemissionen geführt haben; 

— die Senkung des Schwefelgehaltes im leichten Heizöl und Dieselkraft- 
stoff, die für sich bereits eine jährliche Verminderung der Schwefeldioxid- 
emissionen um 50 000 Tonnen bewirkt; 

— die konsequent verfolgte Politik zur Senkung der Emissionen aus dem 
Verkehrsbereich insbesondere durch die europaweit abgestimmte Ein- 
führung Schadstoff armer Autos und bleifreien Benzins; 

— die mit dem Erlaß der neukonzipierten Störfall-Verordnung einherge- 
hende Verschärfung der Anforderungen an die Sicherheit technischer 
Anlagen; 

— die Anstrengungen zur Bekämpfung grenzüberschreitender Luftverun- 
reinigungen sowohl im Rahmen bilateraler Absprachen und Vereinba- 
rungen vornehmlich mit den östlichen Nachbarstaaten als auch auf inter- 
nationaler Ebene durch zahlreiche Initiativen, die insbesondere in Aus- 
führung der Genfer Luftreinhaltekonvention zum Abschluß von Protokol- 
len zur stufenweisen Senkung der SO 2 - und NOx-Emissionen geführt 
haben; 

— die Aktivitäten zur Erfahrung und Bekämpfung der globalen Luftverun- 
reinigungen einschließlich der Unterzeichnung des Wiener Ozon-Über- 
einkommens und des Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen; 

— dem konsequenten Einsatz für Lärmminderungsmaßnahmen in den Be- 
reichen Verkehrslärm und Baulärm. 

2. Zur Verbesserung der Luftreinhaltung, der Anlagensicherheit und der Lärm- 
bekämpfung hält es der Deutsche Bundestag darüber hinaus insbesondere 

für erforderlich, 

a) das Bundes-Immissionsschutzgesetz zu novellieren mit dem Ziel, den 
gebietsbezogenen Immissionsschutz (z. B. die Smog-Bekämpfung) zu ver- 
bessern und die Regelung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes über 
verbindliche Luftreinhaltepläne mit Blick auf besonders hoch belastete 
Gebiete zu verschärfen; 

b) die national und EG -weit erforderlichen Maßnahmen in Angriff zu neh- 
men, die rasch und deutlich die nach wie vor zu hohen Stickstoffoxid- 
emissionen im Bereich des Straßenverkehrs reduzieren; dabei sind die 
Maßnahmen im Sinne des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
„Weitere Maßnahmen zur Reduzierung der Stickstoffoxidemissionen aus 
Kraftfahrzeugen" vom 30. November 1988, Drucksache 11/3598, zu er- 
greifen; 

c) zur weiteren Konkretisierung des störfallrechtlichen Instrumentariums 
umgehend eine weitere Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Störfall- 
Verordnung über die Grundanforderungen für betriebliche Alarm- und 
Gefahrenabwehrpläne zu erlassen; 

d) alsbald die dringend erforderliche, auf § 7 des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes gestützte Verordnung über Abfallverbrennungsanlagen vorzu- 
legen; 

e) die Anstrengungen um eine international abgestimmte Reduzierung von 
Luftschadstoffen mit Nachdruck fortzusetzen. 

Vorrangig anzusehen sind hierbei 

— Inangriffnahme der Arbeiten für eine internationale Konvention zum 
Schutz unserer Erdatmosphäre; insoweit wird auf den Entschließungs- 
antrag zum Zwischenbericht der Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" verwiesen; 
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— die Erarbeitung eines mit dem NOx- Protokoll von Sofia vergleichbaren 
Protokolls über die Begrenzung der flüchtigen organischen Verbin- % 
düngen (Kohlenwasserstoffe) ; 

— die in der BT-Drucksache 1 1/3598 angesprochenen Maßnahmen auf 
EG-Ebene zur weiteren Reduzierung der vom Kfz ausgehenden Stick- 
stoffoxidemissionen; 

f) konsequente weitere Maßnahmen zur Reduzierung der Belastung der 
Bevölkerung durch Verkehrs- und Gewerbelärm zu ergreifen, insbeson- 
dere durch 

— die Vorlage der dringend erforderlichen, auf § 43 des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes gestützten Verkehrslärm Verordnung, 

— die Erarbeitung einer neuen TA Lärm, 

— weitere Anstrengungen auf internationaler Ebene zur Reduzierung der 
Kfz-Geräusche. 

3. Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung um Darstellung der 
Maßnahmen, mit denen die international eingegangenen Verpflichtungen 
zur Reduzierung der Luftbelastung, insbesondere auch der Schwefeldioxid- 
und Stickstoffoxid-Emissionen, erfüllt werden können. " ; 

II. den Entschließungsantrag — Drucksache 11/3179 — abzulehnen. 


Bonn, den 15. Februar 1989 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Göhner Schmidbauer Frau Dr. Hartenstein Brauer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Schmidbauer, Frau Dr. Hartenstein, Brauer 


Der Vierte Immissionsschutzbericht der Bundesregie- 
rung wurde in der 103. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 27. Oktober 1988 federführend an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz imd Reaktorsi- 
cherheit sowie an die Ausschüsse für Wirtschaft, für 
Ernährung, Landwirtschaft imd Forsten, für Verkehr 
sowie für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Bericht in seiner 
Sitzung am 7. Dezember 1988 beraten und diesen, bei 
drei Gegenstimmen der Mitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN, zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Bericht in seiner Sitzung am 9. No- 
vember 1988 beraten und Kenntnisnahme beschlos- 
sen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Bericht in seiner 
Sitzung am 7. Dezember 1988 beraten und Kenntnis- 
nahme beschlossen. 

Der Ausschuß für Jugend, Famüie, Frauen und Ge- 
sundheit hat den Bericht in seiner Sitzung am 7. De- 
zember 1988 beraten und diesen bei einer Gegen- 
stimme auf seiten der Fraktion DIE GRÜNEN im übri- 
gen einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Der Entschheßungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/3179 — wurde in der 103. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 27. Oktober 1988 fe- 
derführend dem Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und mitberatend an die Aus- 
schüsse für Wirtschaft, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, für Jugend, Famüie, Frauen und Ge- 
sundheit sowie dem Ausschuß für Verkehr überwie- 
sen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Entschließungs- 
antrag in seiner Sitzung am 7. Dezember 1988 beraten 
imd mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
beschlossen, dem federführenden Ausschuß Ableh- 
nung des Antrages zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Entschließungsantrag in seiner Sit- 
zimg am 7. Dezember 1988 beraten und den Antrag 
abgelehnt. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen imd Ge- 
sundheit hat den Entschließungsantrag in seiner Sit- 
zung am 7. Dezember 1988 beraten und mit Stimmen- 
mehrheit der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ge- 
gen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN bei Stim- 
menthaltung der Fraktion der SPD beschlossen, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Entschließungsan- 
trag in seiner Sitzung am 7. Dezember 1988 beraten 


und beschlossen, den Antrag aus verkehrspohtischer 
Sicht abzulehnen. 

Im federführenden Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit wurden der Bericht 
— Drucksache 11/2714 — und der Entschheßungsan- 
trag dazu — Drucksache 11/3179 -* in der 43. Sitzung 
am 25. Januar 1989 erstmahg und in der 44. Sitzung 
des Ausschusses am 15. Februar 1989 abschheßend 
beraten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP wiesen in der 
Beratung darauf hin, aufgrund des Berichtes habe sich 
gezeigt, daß in den letzten Jahren hervorragende Er- 
folge erzielt werden konnten. Daneben gebe es zwei- 
fellos Bereiche, die weiter vorangebracht werden 
müßten. Der Bericht spreche kritische Punkte ziemhch 
offen aus. Im Zentrum stehe die NoveUierung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes; ein solches Vor- 
haben habe jedoch einen größeren Zeitbedarf. In dem 
von den Koahtionsfraktionen vorgelegten Entschhe- 
ßungsantrag sei die Situation aus der Sicht des Vierten 
Immissionsschutzberichtes der Bundesregienmg dar- 
gesteUt. Im Bereich der Großfeuerungsanlagen- Ver- 
ordnung seien in den kommenden Jahren noch wei- 
tere Reduzierungen zu erwarten. Derzeit würden sich 
die Kraftwerke in der Phase der Durchführung der 
notwendigen Investitionen befinden. Hier würden 
sich starke Verringerungen ergeben, im Ergebnis 
ähnhch denen beim Schwefeldioxid; es seien hier 
durchaus gravierende Reduktionsmechanismen auf 
den Weg gebracht worden, die sich in Zukimft auch in 
den Wirkungen zeigen würden. Es müsse bedacht 
werden, daß die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
in der EG über Jahre erfolglos verhandelt worden sei. 
Es sei dem Bundesumweltminister schheßhch gelun- 
gen, diese Verordnung durchzusetzen. 

Eine Neubewertung der Reduzierung von Schadstof- 
fen müsse auch unter dem Gesichtspunkt des Schut- 
zes der Erdatmosphäre erfolgen; das sei ein äußerst 
vordringlicher Bereich. Dieser Gesichtspunkt habe 
sich bereits in der Diskussion anderer Anträge, 
etwa dem der Kohlevorrangpohtik — Drucksache 
11/3284 — , gezeigt. Auch für die Diskussion dieses 
Problembereiches biete der Immissionsschutzbericht 
der Bundesregierung eine hervorragende Diskus- 
sionsgrundlage. 

Der Bericht sei im wesentlichen eine Zustandsbe- 
schreibung, die weitgehend an der Realität orientiert 
sei, soweit die Realität erfaßbar sei. Das sei auch eine 
Frage der Datenerschheßung auf diesem Gebiet. Man 
könne darüber nachdenken, ob dieser Bericht in Zu- 
kunft die Perspektiven auf zeigen sollte, die sich aus 
der Feststellung der Realität ergeben würden. 

Mit diesem Bericht sei versucht worden, die Situation 
konkret und reahstisch zu beschreiben. Das gelte so- 
wohl hinsichtlich der Luftreinhaltung, bei der deutli- 
che Erfolge auf nahezu allen Gebieten zu verzeichnen 


4 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4126 


seien. Das gelte auch trotz der Tatsache, daß gerade 
bei den mobilen Anlagen noch erhebliche Verbesse- 
rungsnotwendigkeiten bestehen würden. Im Bereich 
der Luftreinhaltung seien auf fast allen Gebieten (bei 
Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid, den organischen 
Verbindungen) deutliche Reduzierungen erreicht 
worden. Unverändert große Sorge mache jedoch die 
Zunahme bei den Stickstoffoxidemissionen. Die Bun- 
desregierung habe das in ihrem Bericht auch deutlich 
zum Ausdruck gebracht. Diese gingen vornehmlich 
auf Kraftfahrzeuge zurück. 

Fraglich erscheine die statistisch festgestellte Ent- 
wicklung der Schadstoffemissionen; die genannten 
Zahlen konnten nicht richtig sein. Aufgrund vorhe- 
gender Berichte zur Entwicklung der Stickoxide in der 
Bundesrepublik Deutschland könne man Zweifel an 
der Richtigkeit dieser Zahlen haben. Es bestehe das 
dringende Bedürfnis, mit allen zur Verfügung stehen- 
den Experten diese Zahlen in ihrer Entwicklung ab 
1980 zu überprüfen. Derartige Zweifel würden auch 
untermauert durch neuere Betrachtungen zur Ent- 
wicklung der Schadstoffemissionen. Dort sei etwas 
hochgerechnet worden, das sich in der Entwicklung 
der letzten zwölf Monate in dieser Weise nicht reah- 
siert habe. Der „Stand der Technik" sei nicht einbe- 
zogen worden; es sei stets mit Grenzwerten operiert 
und mit Faktoren multipliziert worden, die Fehler po- 
tenzieren würden. Auch hier wäre eine detailUertere 
Betrachtung notwendig, um realistisch überprüfen zu 
können, wie sich die Emissionen wirklich entwickelt 
haben. Hinsichthch dieser Frage bestehe Meß- und 
Forschungsbedarf. Gegenwärtig gebe es auch im Be- 
reich der EG kein Forschungsprogramm, aufgrund 
dessen schließlich Aufschlüsse über die tatsächliche 
Situation der Emissionen gewonnen werden könnten. 
Es sei zwar ein hervorragendes Meßnetz ausgebaut 
worden, und es gebe hervorragende Trendmeldun- 
gen, dennoch gebe es keine präzisen Messungen der 
Emissionen. Es müsse ein Überblick darüber gewon- 
nen werden, wo die wirklichen Emissionspotentiale 
liegen. Sichere Angaben gebe es lediglich für den 
Bereich des Verkehrs insgesamt. 

Bereits vor 1983 sei in der Tat bezüglich der Luftrein- 
haltepolitik etwas geschehen, insbesondere bei den 
stationären Anlagen sei es zu einer Minderung im 
NOx-Bereich gekommen. Es müsse beobachtet wer- 
den, wie sich weiterhin die NOx- Emissionen insge- 
samt entwickeln würden. Hinsichtlich der Kleinfeue- 
rungsanlagen sei das Ende des „Standes der Technik" 
noch nicht erreicht. Es sei auch notwendig, eine Über- 
sicht darüber zu bekommen, wie sich mit der Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung die Emissionen ent- 
wickeln würden. 

Gegenüber dem von der Fraktion der SPD vorgeleg- 
ten Antrag gebe es in wesentlichen Punkten keinen 
Dissens. Es seien keine wesentlichen Unterschiede in 
der Betrachtung erkennbar, mit Ausnahme dessen, 
daß der Antrag der Koalitionsfraktionen eine differen- 
ziertere Betrachtungsweise habe. 

Ganz wesentlich sei auch der Bereich der Energieein- 
sparung und der Förderung rationeller Energienut- 
zung. Hier würden in der Tat gewaltige Reduktions- 
potentiale liegen, die momentan niemand genau ab- 
schätzen könne. Bei den bisherigen Überlegungen sei 


nicht daran gedacht worden, den C02-Bereich zu re- 
duzieren, weil er technisch schwer in den Griff zu 
bekommen sei. Das gelte auch für den Fahrzeugbe- 
reich. Der schlechte Wirkungsgrad der Kraftfahr- 
zeuge und die dadurch verursachten Schadstoffemis- 
sionen seien relativ vernachlässigt worden. Hinsicht- 
lich der Forderung der Fraktion der SPD nach einer 
Verlagerung von Transporten auf die Schiene sei kri- 
tisch einzuwenden, daß hier eine sehr viel längerfri- 
stige Konzeption erforderlich sei. Was die Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung angehe, sei eine Nachbes- 
serung gegenwärtig nicht zu erreichen. Es gebe hier 
keine Möghchkeit, die Vorbehalte der Partnerstaaten 
in der EG gegen eine rasche Umsetzung zu überwin- 
den. Übereinstimmung bestehe auch in der Forderung 
nach Reduzierung der Flugzeugabgase. Es sei aber 
nicht allein mit treibstoffsparenden Triebwerken und 
Abgasreinigungstechnologien getan. Die Frage sei 
auch, in welcher Höhe die Flugzeuge fliegen würden 
und um welche Flugzeuge es sich dabei handele 
(Überschall-Unterschall). 

Der Immissionsschutzbericht der Bundesregierung 
wurde als eine gute Grundlage für die Behandlung 
der Probleme auf diesen Gebieten betrachtet. Es sei 
aber zu überlegen, ob nicht unter dem Aspekt der 
Fortentwicklung manche Problembereiche künftig im 
Rahmen dieses Berichtes in einer anderen Weise dar- 
gestellt werden sollten. Eine weitgehende Deckungs- 
gleichheit mit dem Bericht des Umweltbundesamtes 
sei feststellbar. Insgesamt wird angeregt, ob nicht die 
Perspektiven einer kontinuierlichen, effektiven Poli- 
tik besser beschrieben werden könnten. Hierfür eigne 
sich insbesondere der NOx-Bereich. Es sei erforder- 
hch, zu reahstischen Zahlenaussagen zu kommen und 
hierzu alle Möghchkeiten der Datenerschheßung aus- 
zuschöpfen. Im Interesse einer vorsorgenden Umwelt- 
politik sei es auch erforderhch, pessimistische Annah- 
men im Hinblick auf möghche Maßnahmen für eine 
weitere Immissionsverminderung zugrunde zu legen. 
Fundierteres Zahlenmaterial sei wichtig, um eine rea- 
hstische Betrachtungsweise der Immissionssituation 
in der Bundesrepublik Deutschland zu erhalten, die 
Annahme ungünstiger Verläufe sei wesenthch, damit 
nicht in dem Bemühen nachgelassen werde, Emissio- 
nen soweit es irgend geht zu vermindern. Dennoch 
bilde der Bericht eine wichtige Grundlage für die Er- 
örterung aller aktuellen Punkte, die in den nächsten 
Monaten im Deutschen Bundestag behandelt würden. 
Im Interesse einer Verbesserung des Informationsan- 
gebotes solle versucht werden, die Zahlen zur NOx- 
Minderung im UBA-Bericht im Rahmen des Immis- 
sionsschutzberichtes in eine Gesamtdarstellung zu 
bringen; das könne als Anlage zu diesem Bericht er- 
folgen. Für die Beratung der Anträge im Plenum sei 
eine solche Ergänzung notwendig. Insgesamt wird 
hervorgehoben, daß die Umweltprobleme in diesem 
Bereich längerfristig betrachtet werden müßten. Die 
Frage sei nicht so sehr der gegenwärtige Zustand als 
vielmehr, wie weit man in zwei oder etwa in fünf Jah- 
ren in diesen Bereichen kommen werde. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP beantragten 
Kenntnisnahme des Berichtes und baten die übrigen 
im Ausschuß vertretenen Fraktionen um Zustimmung 
zu dem von den Koahtionsfraktionen vorgelegten Ent- 
schheßungsantrag vom 9. Februar 1989. 
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Die Fraktion der SPD legte dar, daß der Immissions- 
schutzbericht deutlich und ungeschminkt zeige 
— mehr mit den vorhandenen Tabellen als hinsicht- 
lich der Textstellen — , daß die Immissionsbelastun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland unter dem 
Aspekt des Schutzes der Gesundheit und Natur viel zu 
hoch seien. Es sei nicht zu verkennen, daß hinsichtlich 
der Luftreinhaltung Fortschritte bezüglich der Reduk- 
tion erreicht wurden, insbesondere im Gefolge der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung; dem stehe aber 
ein geradezu beschämender Anstieg bei der NOx- 
Belastung gegenüber, und zwar von 7 % seit 1983 ins- 
gesamt. Werde der Kraftfahrzeugverkehr für sich al- 
lein genommen, dann sei sogar ein Anstieg von 16% 
zu verzeichnen. Im Jahre 1983 sei vom damals zustän- 
digen Innenminister die Zielvorgabe für die Reduzie- 
rung der NOx-Belastung von 25 % genannt worden. 
Die Diskrepanz zwischen dem Postulierten und der 
Realität sei auffallend. 

Die Fraktion der SPD habe einen Antrag (vom 24. Ja- 
nuar 1989) vorgelegt, der unter verschiedenen Punk- 
ten konkrete Forderungen enthalte. Dieser Antrag be- 
fasse sich mit beiden großen Kapiteln des Immissions- 
schutzberichtes, nämlich der Luftverschmutzung und 
dem Lärmschutz. Hinsichtlich der Luftverschmutzung 
seien zwei Punkte zu erwähnen, die als unverzichtbar 
betrachtet würden, und zwar daß die US-Norm bei 
Neuwagen für alle Kraftfahrzeugtypen obligatorisch 
eingeführt werden solle, ggf. auch im nationalen Al- 
leingang. Mit unverbindlichen Aussagen komme man 
hier nicht weiter. 

Von ganz wesentlicher Bedeutung sei auch die Verla- 
gerung von Massengütertransporten auf die Schiene. 
Dahinter stehe die Forderung nach einem Konzept, 
wie das im einzelnen zu erreichen sei. Der Antrag der 
Koalitionsfraktionen gehe nicht weit genug, er be- 
schränke sich lediglich auf die Aufforderung an die 
Bundesregierung, bestimmte Anreize zu überlegen, 
um einen Teil des Massengüterverkehrs von der 
Straße wegzubekommen. 

Ebenso wichtig sei auch die Senkung der Immissions- 
grenzwerte der TA Luft. Diese seien im Jahre 1983 auf 
dem Stand von 1974 festgeschrieben worden. Mittler- 
weile sei auch in anderen Ländern (als Beispiel wird 
die Schweiz genannt) längst eine Verringerung er- 
folgt; von der Technik her gebe es keine Probleme. 
Tatsache sei, daß der Wald die hohe Luftbelastung 
nicht verkraften könne. 

Ähnlich verhalte es sich beim Lärmschutz. In der Zwi- 
schenzeit gebe es eine Reihe von Regelungen, Vor- 
schriften und Anweisungen hierzu, insbesondere be- 
züglich Bundesstraßen und Autobahnen, es sei jedoch 
keine gesetzliche Regelung für den Schutz vor Ver- 
kehrslärm vorhanden. 

Die Fraktion der SPD verlange auch eine Novellie- 
rung des Fluglärmgesetzes in Übereinstimmung mit 
den Forderungen des Bundesrates; außerdem die Ein- 
stellung militärischer Tiefflüge. Hierbei wird auf den 
bereits im Deutschen Bundestag eingebrachten An- 
trag bezüglich Tiefflüge von Militärmaschinen ver- 
wiesen. 

Zu den Anträgen der Fraktion DIE GRÜNEN müsse 
gesagt werden, daß insbesondere in dem Antrag 


— Drucksache 11/3179 — eine Reihe von Aussagen 
niedergelegt und Forderungen enthalten sind, die ge- 
teilt werden könnten. Kritisch müsse aber bedacht 
werden, daß exakte Grenzwerte in einem Entschlie- 
ßungsantrag zum Immissionsschutzbericht nicht fest- 
gelegt werden könnten, ebensowenig wie ganz be- 
stimmte Termine. 

Unter Punkt 2 des Antrages der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN werde gefordert, alle Anlagen binnen zwei Jah- 
ren umwelttechnisch zu sanieren. Das sei eine ver- 
ständliche Forderung, wenn man im Umweltschutz 
wirklich vorankommen wolle. Aber auch hier müsse 
man sich zunächst sachkundig machen, inwieweit 
dies darstellbar sei, insbesondere in technischer und 
finanzieller Hinsicht sowie hinsichtlich der gesetzli- 
chen Grundlagen. 

Es werde auch ein Programm zur Verminderung von 
Schadstoffemissionen auf der Grundlage des Antrags 
der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 11/306 — 
entwickelt. Seitens der Fraktion der SPD wurde kriti- 
siert, daß ein solcher Antrag als Tischvorlage präsen- 
tiert wird; dadurch sei die Möglichkeit genommen, 
eine gründliche Überprüfung vorzunehmen und in 
der Arbeitsgruppe zu beraten. 

In der Fraktion der SPD herrsche der Eindruck vor, 
daß die Mitglieder des Umweltausschusses in einer 
Reihe wesentlicher Punkte der gleichen Auffassung 
sind bzw. ähnliche Auffassungen vertreten, wenn 
auch in manchem eine von der Bundesregierung ab- 
weichende Auffassung vertreten würden. Es sei ver- 
wunderlich, wenn die Bundesregierung in ihrem Be- 
richt beispielsweise schreibe, daß die jährlichen NOx- 
Emissionen sich als Folge einer unerwarteten Ent- 
wicklung im Straßenverkehr erhöht hätten. 

Es seien auch Widersprüche im Entschließungsantrag 
der Koalitionsfraktionen vorhanden. Zunächst wür- 
den die Erfolge der Luftreinhaltepolitik der Bundesre- 
gierung nachdrückhch begrüßt insbesondere, daß es 
gelungen sei, die Belastung der Luft nachhaltig zu 
verringern; später werde dann aber zugegeben, daß 
nach wie vor hohe Stickstoffemissionen vorhanden 
sind. Es sei auch zu bemängeln, daß in diesem Ent- 
schließungsantrag hinsichtlich der Großfeuerungsan- 
lagen- Verordnung der alte „Stand der Technik"' be- 
grüßt werde. 

Allgemein sei zu kritisieren, daß eine tiefe Kluft zwi- 
schen den im Ausschuß mündlich vorgetragenen Vor- 
stellungen der Koalitionsfraktionen und deren Positio- 
nen im vorliegenden Antrag herrsche. Das von seiten 
der Koahtionsfraktionen hier im Ausschuß Vorgetra- 
gene finde sich bedauerlicherweise so nicht einmal 
der Tendenz nach in der Regierungspolitik wieder. Es 
wird darauf hingewiesen, daß es durchaus eine ver- 
nünftige Arbeitsteilung zwischen Regierung und Par- 
lament sei, wenn eine Regierung sich den Kompro- 
mißzwängen in der EG unterwerfe, das Parlament je- 
doch ausspreche, wo die Unzulänglichkeiten von 
Kompromissen liegen. Hierin könne auch ein Ansporn 
für die Regierung liegen. 

Die Fraktion der SPD erklärte, daß eine einvernehm- 
liche Kenntnisnahme des Berichtes möglich sei. Die 
geforderte Synopse sollte angefertigt werden, dabei 
müßten aber zwei Teile erstellt werden: der eine 
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müsse auflisten, wo die Zielvorstellungen gleichartig, 
der andere müsse ausweisen, wo diese völlig unter- 
schiedlich sind. Eine einvernehmliche Beschlußfas- 
sung über den vorgelegten Entschließungsantrag 
(vom 9. Februar 1989) der Koalitionsfraktionen sei 
nicht möglich; dieser sei erst am 14. Februar 1989, 
nachmittags, vorgelegt worden. Eine inhaltliche Be- 
handlung in der Arbeitsgruppe der Fraktion der SPD 
sei daher nicht mehr möglich gewesen. Es wurde auf 
die Unzumutbarkeit eines derartigen Verfahrens hin- 
gewiesen: einen vierseitigen Antrag in der Sache zu 
beraten, ohne daß eine vorherige Behandlung und 
Rückkopplung mit der zuständigen Arbeitsgruppe 
möglich sei. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfahl, am 15. Februar 
1989 noch keine abschließende Behandlung vorzu- 
nehmen, es solle noch einmal eine Woche überdacht 
werden, bevor der Beschluß erfolge. Außerdem wurde 
vorgeschlagen, eine Synopse zu erstellen, die eine 
Übersicht über die einzelnen Forderungen der jewei- 
ligen Fraktionen gibt. Dabei würde sich ergeben, daß 
ein Teil der Forderungen von allen Parteien getragen 
werde, während es bei anderen sicherlich große Dif- 
ferenzen gebe. Es wurde empfohlen, auf der Grund- 
lage dieser Synopse ein Berichterstattergespräch zu 
führen, so daß in der nächsten Sitzung des Ausschus- 
ses abschließend entschieden werden könne. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN stellte als Ziel eine große 
Luftreinhaltedebatte im Plenum des Deutschen Bun- 
destages heraus. Der Diskurs im Ausschuß solle ledig- 
lich der Vorbereitung dieser Debatte sowie der Um- 
setzung dieses Bundesimmissionsschutzberichtes in 
konkrete Handlungen und Maßnahmen dienen, ln 
diesem Zusammenhang wurde auf die Vorschläge der 
Fraktion DIE GRÜNEN in Form von zwei Entschlie- 
ßungsanträgen (vom 24. Januar 1989 und 14. Februar 
1989) hingewiesen. Dabei seien insbesondere die Fra- 
gen der Immissionen sowie des Lärms von Bedeutung. 
Zum Verfahren selbst werde eine gemeinsame Be- 
handlung der Vorgänge vorgeschlagen; es solle ver- 
mieden werden, daß nur die Entschließungsanträge 
im Deutschen Bundestag behandelt werden, unab- 
hängig vom Bundesimmissionsschutzbericht. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN nahm insbesondere Stel- 
lung bezüglich der mangelnden Erfüllung früherer 
Prognosen der Bundesregierung in bezug auf die 
NOx-Minderung; hier sei das Gegenteil des Voraus- 
gesagten eingetreten. Für den Zeitraum ab 1992 sei 
mit einer weiteren Erhöhung zu rechnen, bedingt 
durch die Schaffung des europäischen Binnenmarktes 
mit einem erhöhten Lkw- Verkehr. Es wurde auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, dem entgegenzuwir- 
ken. 

Hinsichtlich der sehr kurzfristigen Ankündigung und 
Vorlage eines Entschließungsantrages durch die Ko- 
alitionsfraktionen wurde gemutmaßt, daß die Bera- 
tung im NOx-Bereich verzögert und die anderen An- 
träge „weggedrückt" werden sollten. 

Zum Bundesimmissionsschutzbericht legte die Frak- 
tion DIE GRÜNEN dar, daß dieser als die niederge- 
legte Politik der Bundesregierung zu verstehen sei. 
Der Bericht zeige, daß die Umweltpolitik auf den an- 
gegebenen Gebieten völlig unzureichend sei, gemes- 


sen daran, welche Auswirkungen durch Luftverunrei- 
nigungen sich auf Natur und Menschen tatsächlich 
ergeben würden. Das Waldsterben habe sich auf ei- 
nem sehr hohen Niveau stabilisiert. Bei den klassi- 
schen Luftschadstoffen NOx sei sogar eine Zunahme 
feststellbar; man wisse vielfach noch nicht einmal ge- 
nau, woraus sich das ergebe. Der Darstellungsrahmen 
dieses Berichtes müsse unbedingt um einige andere 
Bereiche erweitert werden. Die anorganischen Stoffe 
würden gänzlich fehlen, ebenso zahlreiche neue Che- 
mikalien, die die Luft belasten würden. Im Bereich des 
NOx würden sogar Angaben zura Einfluß der Land- 
wirtschaft durch die sehr hohe Eiweißproduktion feh- 
len; durch Zersetzen des Eiweißes würden Stickoxide 
freigesetzt. Im vorliegenden Bericht werde dieser we- 
sentliche Aspekt lediglich mit wenigen Sätzen abge- 
handelt. Hinsichtlich der Entschließungsanträge zum 
Bundesimmissionsschutzbericht erklärte die Fraktion 
DIE GRÜNEN, daß der Antrag der Koalitionsfraktio- 
nen lediglich ganz allgemeine Appelle, von völlig un- 
verbindlichem Charakter, enthalten würde. Die ver- 
bal vorgetragenen Darlegungen seitens der Koali- 
tionsfraktionen würden sehr viel weiter gehen als das 
im Antrag Niedergelegte. Mit der bereits geäußerten 
Kritik von seiten der Fraktion der SPD am Bericht der 
Bundesregierung stimme die Fraktion DIE GRÜNEN 
überein. Der Mangel des Berichtes zeige sich auch 
hinsichtlich der Forderung nach Vorlage der Abfall- 
verwendungsverordnung. Es frage sich, was damit 
gemeint ist: entweder, daß die Hürden künftig so hoch 
errichtet würden, daß Abfallverbrennungsanlagen 
nicht mehr nötig sind — oder aber, daß diese so nied- 
rig gehalten würden, daß derartige Anlagen nichts 
weiter wären als Vorrichtungen zur Volumenreduzie- 
rung von Abfall bei Inkaufnahme gasförmiger und 
flüssiger Immissionen. Im übrigen wurde die Ansicht 
geäußert, daß sich die Regierung, mit ständigen Hin- 
weisen auf die EG, aus der nationalen Verantwortung 
stehlen möchte. Möglichst viele nationale Allein- 
gänge wären schließlich dem Umweltschutz dienlich, 
weil dann auch die EG -Richtlinien geändert werden 
müßten. Politischer Druck müsse ausgeübt werden 
statt eine Haltung des passiven Hinnehmens von Wi- 
derständen im EG-Bereich. 

Der Ausschuß faßt folgende Beschlüsse: 

Der Bericht der Bundesregierung — Drucksache 
11/2714 — wird einvernehmlich zur Kenntnis genom- 
men. 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP vor- 
gelegte Entschließungsantrag vom 9. Februar 1989 
zum Vierten Immissionsschutzbericht der Bundesre- 
gierung wird mehrheitlich angenommen und dem 
Deutschen Bundestag zur Annahme empfohlen. 

Der von der Fraktion der SPD vorgelegte Antrag vom 
24. Januar 1989 zum Vierten Immissionsschutzbericht 
der Bundesregierung wird mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen abgelehnt. 

Der von der Fraktion DIE GRÜNEN vorgelegte Ent- 
schließungsantrag zum Vierten Immissionsschutzbe- 
richt der Bundesregierung — Drucksache 11/3179 — 
wird mehrheitlich ab gelehnt. 
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Der von der Fraktion DIE GRÜNEN vorgelegte Ent- 
schließungsantrag vom 24. Januar 1989 zum Vierten 
Immissionsschutzbericht der Bundesregierung wird 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 


Der von der Fraktion DIE GRÜNEN vorgelegte Ent- 
schheßungsantrag vom 14. Februar 1989 zum Vierten 
Immissionsschutzbericht der Bundesregierung wird 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 


Bonn, den 7. März 1989 


Schmidbauer Frau Dr. Hartenstein Brauer 

Berichterstatter 
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